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Der IVb-Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 
hat am 23. April 1980 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Grell und die Richter Knüfer, Lohmann, Dr. Seidl 
und Dr. Blumenrohr

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen 
den Beschluß des 2. Senats für Familiensachen 
des Oberlandesgerichts Braunschweig vom 
13. April 1978 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Beschwerde­
verfahrens .

G r ü n d e  :

Die sofortige Beschwerde ist zulässig, aber nicht 
begründet.

Das Berufungsgericht hat in der vorliegenden Fa­
miliensache (Unterhaltssache) zu Recht die Wiederein­
setzung in den vorigen Stand abgelehnt und die Berufung 
als unzulässig verworfen.

1. Zutreffend hat das Berufungsgericht darauf hin­
gewiesen, daß es in erster Linie darauf ankommt, ob die 
Berufung am 25. Januar 1978 rechtzeitig eingelegt worden 
ist. War nämlich die Berufungsfrist zu diesem Zeitpunkt 
verstrichen, so war der Irrtum über die Zuständigkeit
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des Rechtsmittelgerichts nicht von Belang; denn für 
die Versäumung der Frist ist dieser Irrtum nicht ur­
sächlich gewesen.

2. Die Berufungsfrist war im vorliegenden Fall be­
reits am 12. Dezember 1977 (Montag) beendet, so daß die 
Einlegung der Berufung bei dem Landgericht bereits ver­
spätet war (vgl. hierzu BGHZ 72, 182). Maßgeblich für 
den Lauf der Berufungsfrist ist der Zeitpunkt der Zu­
stellung des nicht berichtigten Urteils am 10. Novem­
ber 1977. Hieran haben die Beschlüsse des Amtsgerichts 
vom 9. November 1977 und 3. Januar 1978 nichts geändert.

Gemäß § 516 ZPO n.F. beginnt die Berufungsfrist mit 
der Zustellung des in vollständiger Form abgefaßten Ur­
teils. Die Bedeutung der Neufassung hat das Oberlandes­
gericht zutreffend dargelegt. Darauf wird Bezug genommen. 
§313 Abs. 1 ZPO enthält zwar die wesentlichen Bestim­
mungen über den Urteilsinhalt. Die Rechtsmittelfrist be­
ginnt aber auch dann zu laufen, wenn die Angabe gemäß 
§313 Abs. 1 Nr. 3 ZPO versehentlich unterblieben ist, 
jedenfalls wenn das Urteil deshalb nach § 319 ZPO be­
richtigt werden kann. Daß ein Versehen vorliegt, hat das 
Berufungsgericht zu Recht angenommen. Es stellt, wie das 
Oberlandesgericht ausgeführt hat, eine Unrichtigkeit im 
Sinne des § 319 Abs. 1 ZPO dar. Sie ergibt sich zwar 
nicht unmittelbar aus dem Urteil, jedoch aus den sonst 
nach außen in Erscheinung getretenen Umständen. Sie war 
für den Richter, der das Urteil erlassen und die Berichti­
gung vorgenommen hat, wie auch für die Parteien, insbe­
sondere den an der letzten mündlichen Verhandlung teil­
nehmenden Beklagten, offenkundig. Es handelte sich also 
um eine offenbare Unrichtigkeit.
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§ 319 ZPO läßt die Berichtigung eines Urteils zeit­
lich unbeschränkt zu (BGHZ 18, 350, 356). Ein Ausnahme­
fall, wonach die Rechtsmittelfrist erst mit der Zustel­
lung des Berichtigungsbeschlusses beginnt, wenn sich die 
Beschwer erst aus der Berichtigung ergibt (BGHZ 17, 149, 
151; Johannsen zu LM ZPO § 319 Nr. 2), liegt nicht vor. 
Die fehlende Angabe des Datums der letzten mündlichen 
Verhandlung ist für die Frage, ob gegen das Urteil ein 
Rechtsmittel eingelegt werden soll, ohne Belang.

3. Die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand kann nicht gewährt werden.

Wie zuvor ausgeführt, war die vom Beklagten als 
maßgeblich für den Beginn der Rechtsmittelfrist angesehe­
ne Unrichtigkeit des Urteils für die Frage der Anfech­
tung ohne Bedeutung. Der vom Beklagten bestellte Anwalt 
hätte sich hiervon ohne weiteres aufgrund des Schrift­
tums unterrichten können und hätte nicht die Berichti­
gung und die Zustellung des Berichtigungsbeschlusses ab­
war ten dürfen.

4. Da die Einlegung der Berufung bei dem Landgericht 
bereits verspätet war, kommt es auf weiteres nicht an.
Wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, ist



es ohne Belang, daß sich die Einlegung der Berufung 
durch den Irrtum über die Zuständigkeit nach dem 
25 . Januar 1978 noch weiter verzögert hat.

Dr. Grell Knüfer


	BUNDESGERICHTSHOF

	3,

	•H^P-Straße 22,



